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enthaltenen Kriterien des normierten Schadenersatzes weg- 
gefallen sind; sie ergibt sich auch aus der rechtlichen Neu­
regelung in den Musterstatuten von 1977. Nach Ziff. 25, 26 
LPG-MSt Typ II und Ziff. 28, 29 LPG-MSt Typ III war es 
auf besonderen Beschluß der Vollversammlung bei Aus­
schluß eines Genossenschaftsbauern oder bei Verlassen 
der LPG zur Unzeit oder gegen 'ihren Willen zulässig, die 
Restauszahlung am Ende des Wirtschaftsjahres ganz oder 
teilweise einzubehalten. Diese Einbehaltung war eine „Wie­
dergutmachung für entstandenen Schaden“, wie es in den 
LPG-MSt Typ I, II und III hieß. Die Höhe dieses Scha­
dens mußte von der LPG nicht konkret nachgewiesen wer­
den. Hierin lag die „Normierung“ des Schadenersatzes. Die 
Musterstatuten für die LPG Pflanzen- und Tierproduktion 
haben die entsprechenden Formulierungen nicht im vollen 
Wortlaut übernommen. Ziffer 16 Abs. 3 MSt legt fest, daß 
die Vollversammlung beim Ausschluß und beim pflicht­
widrigen Verlassen der LPG durch einen Genossenschafts­
bauern berechtigt ist zu beschließen, daß „zur Wiedergut­
machung eines entstandenen Schadens“ finanzielle Leistun­
gen, die am Jahresende zur Auszahlung kommen, in „ent­
sprechendem Umfang“ einbehalten werden können. Dar­
aus ergibt sich, daß die Einbehaltung finanzieller Mittel 
nur in dem Umfang erfolgen darf, wie ein Schaden von der 
LPG tatsächlich nachgewiesen wird (evtl, auch durch 
Schätzung).14

Zur materiellen Verantwortlichkeit 
delegierter Genossenschaftsbauern15

Für die in rechtsfähige kooperative Einrichtungen ständig 
delegierten Genossenschaftsbauern legt Ziff. 43 KE-MSt 
fest, daß sich die materielle Verantwortlichkeit aller Be­
schäftigten (also auch delegierter Genossenschaftsbauern) 
bei schuldhafter Schädigung des durch die kooperativen 
Einrichtungen bewirtschafteten Eigentums bzw. Vermögens 
nach arbeitsrechtlichen Vorschriften regelt. Damit ist die 
Rechtslage bei Schädigungen durch Verletzungen der Ar­
beitspflichten eindeutig geklärt. Da die delegierten Ge­
nossenschaftsbauern Mitglieder ihrer LPG bleiben, die ko­
operativen Einrichtungen andererseits Einrichtungen der 
LPG und anderer beteiligter Landwirtschaftsbetriebe sind, 
müßten, wenn ein Genossenschaftsbauer außerhalb der 
Erfüllung von Arbeitspflichten das Vermögen der eigenen 
LPG schädigt, weiterhin die Vorschriften des LPG-Rechts 
zur Anwendung kommen.

Bei der Delegierung von Genossenschaftsbauern in eine 
nicht rechtsfähige kooperative Einrichtung, z. B. eine Ko­
operative Abteilung Pflanzenproduktion, entstehen u. E. 
in bezug auf die inhaltliche Ausgestaltung der materiellen 
Verantwortlichkeit keine neuen Probleme. Allerdings sollte 
dem Leiter der nicht rechtsfähigen kooperativen Einrich­
tung das Recht zustehen, in Abstimmung mit dem Vor­
stand der LPG die Ursachen und begünstigenden Bedin­
gungen für die Schädigung aufzudecken, die Auseinander­
setzung mit dem Schädiger zu führen und der Vollver­
sammlung der LPG einen Vorschlag für die Geltend­
machung des Schadenersatzanspruchs zu unterbreiten. Der 
Schadensausgleich sollte in jedem Fall dort erfolgen, wo 
die genossenschaftlichen Fonds geschädigt wurden.
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Eine traurige Bilanz zum UNO-Jahrzehnt der Frau

Ein Skandal wurde jetzt aktenkundig; Für 52,4 Prozent der 
bundesdeutschen Bevölkerung ist das Grundgesetz nur 
teilweise gültig. Zwar wurde schon im Mai 1949 in Art. 3 
Abs. 2 des BRD-Grundgesetzes die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau beschlossen, doch muß die Bundesregie­
rung im Februar 1981 zugeben, daß diese „Gleichberech-

Sing in der Bundesrepublik immer noch keine J;atsäch- 
e Gleichstellung von Männern und Frauen gebracht 

hat .
Dieses beschämende Eingeständnis muß die Ministerin 

für Jugend, Familie und Gesundheit, Antje Huber (SPD), 
in einem Bericht zum UNO-Jahrzehnt der Frau unter dem 
Titel „Frauen ‘80 - Leben in der Bundesrepublik Deutsch­
land" jnachen, der jetzt in Bonn der Öffentlichkeit über­
geben wurde.

„Trotz rechtlicher Gleichstellung sind Frauen im Arbeits­
leben noch vielfach benachteiligt“, heißt es in dem Bericht 
der Frau Huber über die Erwerbstätigkeit von Frauen. Im 
Detail sieht das so aus; „Das Stellenangebot für Frauen 
Ist Immer noch enger als für Männer ... Frauen sind vor­
wiegend auf den jeweils untersten Funktionsebenen tä­
tig ... Die Bruttoverdienste der Frauen liegen Aoeh immer 
unter denen der Männer." 1979 verdienten die Arbeiterin­
nen durchschnittlich 31,3 Prozent weniger als ihre männli­
chen Kollegen. „Seit Jahren gibt es in der Bundesrepublik 
eine überproportional hohe Frauenarbeitslosigkeit 1979 
lag die Arbeitslosenquote der Frauen bei 5,2 Prozent, die 
der Männer bei 2,9 Prozent."

„Benachteiligungen von Frauen und Mädchen finden 
sich vor allem bei der Vorbereitung auf die Berufswahl in 
den Sdiulen, beim Zugang zur Berufsausbildung und bei 
der Weiterbildung im Erwerbsleben", muß der Bericht der 
SPD-Ministerin feststellen und hinzufügen; „Selbst mit bes­
seren Schulabschlüssen haben Mädchen größere Schwierig­
keiten als Jungen, einen Ausbildungsplatz zu finden." Das 
Ergebnis; „1978 standen knapp eine Million männliche Ju­
gendliche, aber nur gut eine halbe Million weibliche Ju­
gendliche in einem Ausbildungsverhältnis.“ Die direkte 
Folge dieser Benachteiligung ist, daß der Anteil der jun­
gen Frauen an den arbeitslosen Jugendlichen (bis unter 
20 Jahre) im September 1979 genau 66 Prozent betrug. > 

Auch im Hochschulbereich sieht es nicht besser aus. Nur 
ein rundes Drittel der Studierenden in der Bundesrepublik 
sind Frauen. Von den naturwissenschaftlichen Bereichen 
werden sie erfolgreich ferngehalten. Nur 5,5 Prozent aller 
Professoren und Dozenten sind Frauen.

Diese Zahlen und Zitate sind amtlich.
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